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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


1. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung zu verhin- 
von Thadden dern, daß die Zinsbelastung von Althauseigen- 
tümern, die vom Bund zinsverbilligte Instand- 
setzungs- oder Modernisierungsdarlehen er- 
halten haben, durch die Erhöhung des Diskont- 
satzes ansteigt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß auch in 
Dr. Schmidt Deutschland in zunehmendem Umfang Kinder 

(Krefeld) auf dem Wege der sog. hcterologen Insemina- 

tion erzeugt werden? 


3. Abgeordneter 

Dr. Schmidt 
(Krefeld) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Rechts- 
lage hinsichtlich des Vorganges selbst, der 
Beziehungen der daran Beteiligten (Samen- 
spender, Arzt, Mutter und ggf. deren Ehe- 
mann, Kinder) zueinander und insbesondere 
die Rechtsstellung des auf diesem Weg er- 
zeugten Kindes? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


4. Abgeordneter Wie begründet die Bundesregierung die Für- 
Dr. Hein derung einer Woche der Begegnung mit Asien 

im Rahmen der diesjährigen Ruhr-Festspiele 
aus Entwicklungshilfemitteln? 


5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung angesichts ihrer Ein- 
Borm Stellung, die Familienplanung als eine wich- 

tige Aufgabe ihrer Politik in den Entwick- 
lungsländern anzusehen, bereit, solchen Län- 
dern, die dies wünschen, kostenlose Hilfe in 
Form von Arzneimitteln zu gewähren? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei dem von 

Mertes ihr geplanten Presserechtsrahmengesetz eine 

einheitliche Regelung des Gegendarstellungs- 
anspruchs auch für den Anzeigenteil der Zei- 
tungen ins Auge zu fassen, so daß nicht, wie 
es bisher z. B. in Rheinland-Pfalz der Fall ist, 
der durch eine falsche Tatsachenbehauptung 
Geschädigte für den Abdruck der Gegendar- 
stellung auch noch „die üblichen Einrückungs- 
gebühren" entrichten muß? 

7. Abgeordnete Ist die Bundesregierung in der Lage, Auskunft 
Frau Lauterbach über Zahl und Größenordnung derzeit vorhan- 
dener Autofriedhöfe in der Bundesrepublik 
Deutschland zu geben? 

8. Abgeordnete Teilt die Bundesregierung meine Meinung, 
Frau Lauterbach daß die Beseitigung der Autofriedhöfe sowohl 

ein dringendes gesundheitliches wie auch 
wirtschaftliches Anliegen ist, und welche Maß- 
nahmen hat sie angesichts der ständig steigen- 
den Zahl der Autowracks zur Lösung dieses 
Problems geplant? 

9. Abgeordneter Trifft es zu, daß Zusatzversorgungsanstalten 

Link im öffentlichen Dienst, wie z. B. die Pensions- 

kasse der Barmer Ersatzkasse, nach ihrer 
Satzung — abweichend etwa vom Recht der 
gesetzlichen Rentenversicherung - — keinerlei 
Leistungen an geschiedene Ehefrauen vor- 
sehen? 

10. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, auf eine Ände- 

Link rung dieses Zustandes hinzuwirken? 

11. Abgeordneter Kann die Bundesregierung inzwischen mittei- 

Dr. Schulze- len, welche konkreten Hilfsmaßnahmen — zur 

Vorberg Ergänzung der Maßnahmen in den Ländern — 

zugunsten der Hochwassergeschädigten sie 
beschlossen oder in Aussicht genommen hat, 
um die generellen Zusagen der Bundesmini- 
ster des Innern und für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten zu erfüllen? 

12. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ansicht 

Arnold des Dekans der Juristischen Fakultät an der 

Freien Universität in Berlin, Professor Roman 
Herzog, der in einem Gutachten festgestellt 
hat, das Monopol der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten sei verfassungswidrig 
(Meldung der Frankfurter Allgemeinen Zei- 
tung vom 12. März 1970)? 
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13. Abgeordneter 

Arnold 


14. Abgeordneter 

Dr. Gleißner 


15. Abgeordneter 

Dr. Gleißner 


16. Abgeordneter 

Dr. Haack 


17. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 


18. Abgeordneter 

Dr. Müller 
(München) 

19. Abgeordneter 

Schiller 

(Bayreuth) 


20. Abgeordneter 

Schiller 

(Bayreuth) 


Teilt die Bundesregierung die Rechtsauffas- 
sung, daß private Rundfunkunternehmen, 
wenn in ihnen „alle im geistig - politischen 
Bereich vorherrschenden und einander wider- 
strebenden pluralistischen Strömungen“ ver- 
treten sind, dem Fernsehurteil des Bundesver- 
fassungsgerichts nicht entgegenstehen? 


Welche Erfahrungen liegen mit der bisherigen 
Handhabung der Beseitigung der vermehrten 
Autowracks vor und welche Konsequenzen 
sollen daraus gezogen werden? 


Werden Überlegungen angestellt, den Ur- 
sachen des überdimensional ansteigenden 
Müllanfalls nachzugehen, nachdem die wach- 
senden Müllmassen Stadt- und Landgemeinden 
nicht nur finanziell, sondern auch im Hinblick 
auf die Gefährdung der Grundwasservorräte 
und die Beeinträchtigung der Umwelt zuneh- 
mend Schwierigkeiten und Sorgen bereiten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Behör- 
den des Landes Bayern die Auskunft geben, 
daß der Bund für den Sportstättenbau keine 
Mittel mehr gibt? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß neuere 
Forschungen ergeben haben, daß durch Schwe- 
feldioxyd, das einen Hauptbestandteil der 
verunreinigenden Substanzen in der Luft dar- 
stellt, Erbschädigungen hervorgerufen wer- 
den? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
gegen die steigenden Emissionen von Schwe- 
feldioxyd vorgesehen? 

Hält die Bundesregierung die Einstufung der 
Pfarrhelfer bei den Militärpfarrern in Ver- 
gütungsgruppe VII (Regelfall) für angemessen, 
obwohl sie Tätigkeiten ausüben, die zwischen 
den Vergütungsgruppen IV und VII einzu- 
stufen sind? 

Hält die Bundesregierung die Einstufung eines 
Pfarrhelfers beim Militärdekan eines Wehr- 
bereiches in Vergütungsgruppe VII für ange- 
messen? 


21. Abgeordneter 

Müller 

(Remscheid) 


Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, 
und welche Gründe wären dafür maßgebend, 
daß Personen, die bei einer gesetzlichen Kran- 
kenkasse oder Ersatzkasse freiwillig versichert 
sind, aufgrund der Neufassung der Beihilfe- 
vorschriften keine Beihilfe mehr erhalten, 
wenn die Kasse anstelle einer Sachleistung 
einen Zuschuß in Form teilweiser Kostener- 
stattung gibt? 
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22. Abgeordneter Wie begründet die Bundesregierung die in 

Müller dieser Regelung liegende Begünstigung der 

(Remscheid) Träger der privaten Krankenversicherung ge- 

genüber den Trägern der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung und Ersatzkassen, und welche 
Auswirkungen wird diese Neuregelung auf 
das Konkurrenzverhältnis zwischen privater 
und gesetzlicher Krankenversicherung haben? 

23. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Dr. Hammans schleswig-holsteinische Landesregierung dem 

Landtag den Entwurf eines Kommunalabgabe- 
gesetzes vorgelegt, der in seinem § 9 den 
Ausgleich von Siedlungsfolgekosten wegen 
Änderung der Gemeindeverhältnisse regelt? 

24. Abgeordneter Bejaht die Bundesregierung nach dem Finanz- 

Dr. Hammans reformgesetz vom 4. Mai 1969 (BGBL I Seite 

359) in Verbindung mit Artikel 74 Nr. 18 GG 
„Siedlungswesen" eine Bundeskompetenz zur 
Regelung dieses Fragenkreises, bejahenden- 
falls, wird sie aus dem Gesichtspunkt der 
Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensver- 
hältnisse von ihrer Bundeskompetenz Ge- 
brauch machen? 


25. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, mit welcher 
Dr. Becher Begründung wurden zwei von den vier Flücht- 

(Pullach) lingen, die am Dienstag, dem 17. Februar 1970, 

bei Bärnau im Landkreis Tirschenreuth die 
tschechoslowakische Grenze zur Bundesre- 
publik Deutschland überschritten, den tsche- 
choslowakischen Behörden zurücküberstellt? 


Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung 
für möglich, um Flüchtlingen, die unter Einsatz 
ihrer Gesundheit und ihres Lebens Grenzsper- 
ren überschreiten, die Chance gründlichen Ge- 
hörs sowie des vorläufigen Aufenthaltes zu 
gewähren? 


27. Abgeordneter Wodurch will die Bundesregierung die im 

Müller Olympischen Jahr 1972 stattfindenden Spiele 

(Mülheim) der Querschnittsgelähmten (Stoke Mandel- 

ville-Spiele) unterstützen? 

28. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Wolfram Naturparke ein unverzichtbarer Bestandteil 

moderner Raumordnung sind und in jedes 
Entwicklungsprogramm gehören? 


29. Abgeordneter In welchem Umfang ist die Bundesregierung 
Wolfram im Rahmen der derzeitigen mittelfristigen Fi- 

nanzplanung bereit, finanzielle Mittel für die 
Ausgestaltung der Naturparke bereitzustellen? 


26. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


30. Abgeordneter 

Dr. Geßner 


31. Abgeordneter 

Leicht 


32. Abgeordneter 

Hansen 


33. Abgeordneter 

Hansen 


34. Abgeordneter 

Weigl 


35. Abgeordneter 

Varelmann 


36. Abgeordneter 

Varelmann 


37. Abgeordneter 

Wittmann 


Rechnet die Bundesregierung damit, daß das 
Guthaben der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der DDR von 1 Milliarde DM aus 
dem innerdeutschen Handel in absehbarer 
Zeit durch verstärkte Einfuhren aus der DDR 
abgetragen werden wird? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 
durch die krasse Erhöhung des Diskontsatzes 
auf 7,5°/o zu erwartende Verteuerung auch der 
Althypotheken zu verhindern? 

Treffen Meldungen der Stuttgarter Zeitung 
vom 5. März 1970 zu, wonach französische 
Automobilgesellschaften ihren Konzessionären 
untersagt haben, direkt an Ausländer zu ver- 
kaufen? 

Hält die Bundesregierung diese Anweisung 
der französischen Automobilgesellschaften mit 
dem EWG-Vertrag für vereinbar, und was ge- 
denkt die Bundesregierung zu tun, um diese 
unterschiedliche Preisgestaltung zu beenden? 

Wird die Bundesregierung bei der heutigen 
Kapitalmarktlage zur Verhinderung einer Re- 
zession in den Zonenrandgebieten die nach 
den Richtlinien des Regionalen Förderungs- 
programms möglichen Investitionszuschüsse 
in Darlehen umwandeln, nachdem die im ERP- 
Programm vorgesehenen Darlehen auf Grund 
zahlreich vorliegender Anträge der mittel- 
ständischen Wirtschaft praktisch bereits ver- 
geben sind? 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
daß die Bearbeitung der Darlehensanträge aus 
dem regionalen Förderungsprogramm eine 
Laufzeit von 7 bis 13 Monate haben und wird 
hierdurch in den schwachen Räumen eine in- 
tensive Wirtschaftsbelebung nicht allzu nega- 
tiv beeinflußt? 

Ist die Bundesregierung bereit, Dienststellen 
des Bundes und der Länder zu beeinflussen, 
öffentliche Aufträge bevorzugt und wesentlich 
verstärkt in die wirtschaftlich schwachen Räu- 
me zu leiten, zumal hier preisgünstige Ange- 
bote zu erwarten sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, der in weiten 
Kreisen der Bevölkerung herrschenden Unsi- 
cherheit über die Preisentwicklung abzuhelfen, 
indem sie im Rahmen ihrer Öffentlichkeitsar- 
beit verstärkte Verbraucheraufklärung be- 
treibt bzw. eine unabhängige Verbraucher- 
aufklärung über das bisherige Maß hinaus bei 
dieser Aufgabe unterstützt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


38. Abgeordneter 

Kater 


39. Abgeordneter 
Kater 


40. Abgeordneter 

Dr. Enders 


41. Abgeordneter 

Dr. Enders 


42. Abgeordnete 

Frau Renger 


43. Abgeordnete 

Frau Renger 


44. Abgeordneter 

Orgaß 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Rentenüberzahlungen, wie sie beim Zusam- 
mentreffen von verschiedenen Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung immer wieder 
eintreten und dann zu nachfolgenden Rück- 
zahlungsforderungen der Träger der gesetz- 
lichen Rentenversicherung führen, zu verhin- 
dern? 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
durch eine engere Zusammenarbeit der ver- 
schiedenen Träger der gesetzlichen Renten- 
versicherung eine Gesamtleistung für den 
Rentner festgestellt und ausgezahlt werden 
kann, ähnlich wie es bei den sogenannten 
Wanderversicherten der Fall ist? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, das seit 
1961 unveränderte Pflegegeld für Unfallver- 
letzte nach § 558 Abs. 3 RVO zu erhöhen, 
um damit eine Angleichung an die mehrfach 
verbesserten Pflegegeldsätze für Kriegsbe- 
schädigte herbeizuführen? 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
daß einem Unfallverletzten von Pflegestufe III 
ab das Pflegegeld während einer Heilkur oder 
eines Krankenhausaufenthaltes abgezogen 
wird und die ihn pflegende Ehefrau während 
der Kur keinen Erholungsurlaub mit ihm als 
Begleitperson erhält? 

Welche Auflagen zur Unterbringung sowie 
der kulturellen und gesundheitlichen Betreu- 
ung erfolgen seitens der deutschen Behörden 
für die Arbeitgeber in der Bundesrepublik 
Deutschland, die ausländische Arbeitskräfte 
beschäftigen? 

Wird seitens deutscher Behörden kontrolliert, 
ob die Unterkünfte und Wohnungen auslän- 
discher Arbeitnehmer sowohl den sanitären, 
hygienischen Erfordernissen entsprechen als 
auch den unseren Gesetzen entsprechenden 
Mietpreisvorschriften? 

Ist nicht eine der Menschenwürde nicht ent- 
sprechende Ausbeutung darin zu erblicken, 
wenn — wie in der Fernsehsendung Panora- 
ma am 2. März 1970 berichtet wurde — - ein 
Glasfabrikant, weil er nicht Mitglied einer 
Arbeitgebervereinigung ist, Arbeitskräfte weit 
unter jeder tariflichen Norm beschäftigen 
kann, insbesondere vor allem ausländische 
Arbeitskräfte zu einem Stundenlohn von 
2,30 DM, und aus welchen Gesichtspunkten 
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heraus führt die Arbeitsvermittlung diesem 
Unternehmen weiterhin laufend Arbeitskräfte 
zu, obwohl dem Arbeitsamt die unzumutbaren 
Methoden und Praktiken dieses Fabrikanten 
bekannt sind, die einerseits die Existenz der 
betroffenen Arbeitnehmer gefährden und zum 
anderen eine in unserer Gesellschaftsordnung 
unerwünschte Konkurrenz darstellen? 


45. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Orgaß rung und was gedenkt sie zu unternehmen, 

um sicherzustellen, daß die Ausbeutung, ins- 
besondere auch ausländischer Arbeitskräfte, 
durch einzelne unsoziale Unternehmer in der 
Zukunft verhindert werden kann? 


46. Abgeordneter Wie hoch war das Defizit der Krankenkassen 

Härzschel aus der Krankenversicherung der Rentner 

wegen unzureichender Zuweisungen der Ren- 
tenversicherungsträger insgesamt und wie 
hoch war es nach Abzug der Eigenlastquote 
der Kassen in den letzten drei Jahren? 


47. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun um 
Härzschel sicherzustellen, daß die Krankenkassen einen 

angemessenen Ersatz für die Aufwendungen 
für die Krankenversicherung der Rentner er- 
halten? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Durchführungsverordnung zu § 30 BVG von 
den Versorgungsämtern so gehandhabt wird, 
daß die letztjährige Sonderzulage im Öffent- 
lichen Dienst als bei Berechnung der Durch- 
schnittswerte berücksichtigt angesehen worden 
ist, obwohl der Gesetzgeber bei Schaffung der 
Vorschrift an den Fall einer Sonderzuwen- 
dung, die ein Novum war, naturgemäß noch 
nicht gedacht haben konnte, und wie läßt sich 
diese Handhabung durch die Versorgungs- 
ämter mit dem Gesetz in Einklang bringen? 


49. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für ausreichend, 
Walkhoff wenn ausschließlich dem Arbeitgeber die Ent- 

scheidung darüber überlassen wird, ob und 
unter welchen Bedingungen er seinen Arbeit- 
nehmern Bildungsurlaub, der in der Regel nur 
der beruflichen Fortbildung dient, gewährt? 


50. Abgeordneter Wird verneinendenfalls eine umfassende ge- 
Walkhoff setzliche Regelung des bezahlten Bildungsur- 

laubs unter Einbeziehung des Urlaubs für die 
Teilnahme an förderungswürdigen staatsbür- 
gerlichen Bildungsveranstaltungen für sinnvoll 
und erforderlich angesehen? 


48. Abgeordneter 

Mursch 

(Soltau- 

Harburg) 
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51. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
Pieroth Kosten für die Fahrt zwischen Wohnung und 

Arbeitsstätte, die den Arbeitnehmern durch 
die verbilligte Bereitstellung von Fahrzeugen 
des Arbeitgebers oder durch die Erstattung 
des Fahrpreises öffentlicher Verkehrsmittel 
erspart werden, der Beitragsfreiheit zur So- 
zialversicherung unterliegen, hingegen Kosten 
für die Fahrt zwischen Wohnung und Arbeits- 
stätte im eigenen Kraftfahrzeug, auch wenn 
sie ebenso vom Arbeitgeber erstattet werden, 
nicht? 

Ist die Bundesregierung bereit, diese offen- 
sichtliche Benachteiligung der landwirtschaft- 
lichen Lehrlinge zu überprüfen und nach Mög- 
lichkeit einer positiven Regelung zuzuführen? 

53. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß land- 

Dr. Früh wirtschaftliche Lehrlinge nach der bisherigen 

Förderungspraxis nur geringfügige, in der 
Regel aber keine Beihilfe erhalten, weil ihnen 
die freie Kost und Wohnung angerechnet wird, 
während diese Leistung bei Bauernsöhnen, die 
zu Hause ebenfalls verpflegt werden, aber 
eine außerlandwirtschaftliche Lehre absolvie- 
ren, nicht in Anrechnung kommt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


54. Abgeordneter Trifft es zu, daß seitens des Bundesministe- 

Dr. Miltner riums für Jugend, Familie und Gesundheit da- 

ran gedacht wird, die Verwendung von Chlo- 
roform in Zahncreme zu regeln? 

55. Abgeordneter Ist es richtig, daß eine solche Regelung schon 

Dr. Miltner seit längerem beabsichtigt ist, nunmehr aber 

im Hinblick auf den möglichen Beitritt Groß- 
britanniens in die EWG zurückgestellt wurde, 
weil dort dieser Fragenkomplex liberal ge- 
regelt ist? 

56. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung dem Bundes- 

Dr. Pohle tag die schon vor längerer Zeit angekündigte 

Novelle zum Bundesseuchengesetz vorlegen, 
die eine einheitliche Regelung für die Ent- 
schädigung bei Impfschäden, und zwar nach 
Maßgabe der Vorschriften des Bundesver- 
sorgungsgesetzes, bringen und damit alle Son- 
derregelungen in einzelnen Bundesländern, 
insbesondere auch hinsichtlich der Anmelde- 
und Verjährungsfristen, beseitigen soll? 


52. Abgeordneter 

Dr. Früh 
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57. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Gelegenheit genom- 
Dr. Pohle men, bei den Arbeiten an der Novelle auch 

die Vertreter des Schutzverbandes für Impf- 
geschädigte e. V., Bonn, zu hören, der über 
jahrelange Erfahrungen in dieser schwierigen 
Materie verfügt? 


58. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie* 
Dr. Slotta rung, im Zusammenwirken mit anderen Insti- 

tutionen dazu beizutragen, daß die Bevölke- 
rung über die Frage der Organentnahme nach 
dem Tode zum Zwecke der Organtransplanta- 
tion sachlich informiert wird, und ist die Bun- 
desregierung bereit, zu gegebener Zeit die 
Entnahme von Organen von Lebenden und 
Toten gesetzlich zu verankern? 


59. Abgeordneter Wie ist der Stand der organisatorischen Vor- 
Josten bereitungen für die Errichtung von Ausbil- 

dungsförderungsämtern entsprechend dem am 
1. Juli 1970 in Kraft tretenden Ersten Ausbil- 
dungsförderungsgesetz in den einzelnen Län- 
dern? 


60. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Josten Informationen und Antragstellung für das 

Erste Ausbildungsförderungsgesetz ausrei- 
chend vorbereitet sind? 


61. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Dr. Gölter rung zu ergreifen, um eine generelle Vor- 

sorgeuntersuchung von Kleinkindern in die 
Wege zu leiten? 


62. Abgeordneter Welche jährlichen Mehrbelastungen würden 
Dr. Götz sich für den Bundeshaushalt aus dem Bundes- 

kindergeldgesetz ergeben, wenn die Einkoiü- 
mensgrenze nach § 4 Abs. 1 dieses Gesetzes 
ab 1. Januar 1971 von 7 800 Deutsche Mark 
auf 10 200 Deutsche Mark, auf 11 400 Deutsche 
Mark, auf 12 600 Deutsche Mark, auf 15 000 
Deutsche Mark, angehoben werden würde? 


63. Abgeordneter Welche jährlichen Mehrbelastungen würden 
Dr. Götz sich ab 1. Januar 1971 ergeben, wenn die 

Einkommensgrenze für das Zweitkindergeld 
völlig beseitigt werden würde? 


64. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
Dr. Apel Wirkungen der oft recht brutalen Fernsehse- 

rien der beiden deutschen Fernsehprogramme, 
insbesondere an Sonntagnachmittagen, auf die 
psychische Entwicklung zuschauender Kinder 
und Heranwachsender? 


10 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/525 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


65. Abgeordneter 

Dr. Apel 


66. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


67. Abgeordneter 
Mursch 
(Soltau- 
Harburg) 


68. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


69. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


70. Abgeordneter 
Grüner 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
eingeleitet, um die in den USA ergriffene 
Initiative, die Luftverschmutzung durch Strahl- 
triebwerke von Düsenmaschinen durch einen 
Umbau der Triebwerke auf ein Mindestmaß 
zu begrenzen, auch in der Bundesrepublik 
Deutschland zu realisieren? 

Aus welchen Gründen ist die Bundesregierung 
bereit, den Antrag der Deutschen Lufthansa 
auf Erhöhung der Flugpreise im innerdeut- 
schen Verkehr um 14% vom 1. Juni 1970 an zu 
genehmigen und sieht die Bundesregierung 
diese Maßnahme noch in Einklang mit ihrer 
am 28. Februar 1970 in den deutschen Tages- 
zeitungen veröffentlichten Anzeige, wonach 
sie ihre Absicht zur Sicherung der Stabilität 
mit der Feststellung unterstreicht „Die Preise 
sollen nicht hochgetrieben werden."? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, daß bei der 
endgültigen Fassung der bundeseinheitlichen 
Richtlinien für die Güteüberwachung von 
StraßenbauStoffen (RGS) für alle natürlichen 
und festen Gesteine das bewährte Verfahren 
der Güteüberwachung beim Zement für den 
Straßenbau übernommen wird, um so eine 
neutrale Prüfung zu sichern? 

Ist der Bundesregierung bekannt und was ge- 
denkt sie dagegen zu tun, daß in einzelnen 
Fachgeschäften Verbandskästen und Warn- 
dreiecke zum Verkauf angeboten werden, die 
nicht den gesetzlichen Bestimmungen der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (Ver- 
bandskästen DIN Nr. 13 164, Warndreiecke 
siehe §§ 26 a, 53 a Straßenverkehrs-Zulas- 
sungs-Ordnung) entsprechen? 

Ist die Bundesregierung bereit, an Bundes- 
straßen, die durch dünnbesiedelte Gebiete füh- 
ren, wie beispielsweise an der Bundesstraße 
290 zwischen Bad Mergentheim und Crails- 
heim, Notrufsäulen anbringen zu lassen, da es 
im Falle einer Autopanne oder gar eines Un- 
falles den betroffenen Personen — vor allem 
im Winter — nicht zugemutet werden kann, 
längere Strecken zu Fuß bis zur nächsten Ort- 
schaft zurückzulegen? 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
den Meldungen bei, nach denen eine zeitliche 
Begrenzung der Gesprächseinheiten im ört- 
lichen Telefonverkehr geplant ist, und welche 
Auswirkungen und Kosten hätten diese Maß- 
nahme, falls der Plan der Deutschen Bundes- 
post verwirklicht werden sollte? 
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71. Abgeordneter 
Grüner 


72. Abgeordneter 

Geldner 


73. Abgeordneter 

Geldner 


74. Abgeordneter 

Dr. Geßner 


75. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Ist die Bundesregierung in Anerkennung des 
Rechtsgrundsatzes, daß Gebühren nicht zur 
Subventionierung benutzt werden dürfen, auch 
vorbehaltlich der ausstehenden Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts bereit, die Te- 
lefongebühren von derzeit 18 DM Grundge- 
bühr und 0,18 DM für die Gesprächseinheit 
angesichts der jährlichen zum Ausgleich defi- 
zitärer Postdienstleistungszweige verwendeten 
Überschüsse zu senken? 

Hat die Bundesregierung als Sofortmaßnahme 
eines künftigen Altenplanes in Erwägung ge- 
zogen, Rentnern, Fürsorgeempfängern und 
minderbemittelten Körperbehinderten die Ein- 
richtung eines Fernsprechanschlusses bevor- 
zugt zu gewähren, um der Vereinsamung der 
alten und behinderten Menschen in der Mas- 
sengesellschaft vorzubeugen und auszuschlies- 
sen, daß in akuten Notfällen Hilfe nicht recht- 
zeitig genug herbeigeholt werden kann? 

Ist dm Bundesregierung in diesem Zusammen- 
hang bereit, alte Menschen, die finanziell dazu 
nicht in der Lage sind, von den Kosten der 
Errichtung eines Fernsprechanschlusses sowie 
von den Grundgebühren zu befreien, und ist 
die Bundesregierung in der Lage, bei Einver- 
nehmen in dieser Frage zwischen dem Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung und 
dem Bundesminister für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen die Kosten einer 
solchen Gebührenbefreiung anzugeben, wenn 
man den Kreis der Berechtigten nach den 
Richtlinien für Wohngeldempfänger festlegt? 

Sieht die Bundesregierung einen Zusammen- 
hang zwischen der Verschuldung der DDR ge- 
genüber der Bundesrepublik Deutschland und 
der Forderung der DDR nach einem finanziel- 
len Ausgleich für die unterschiedlich starke 
Inanspruchnahme der Post im innerdeutschen 
Verkehr? 

Ist die Regierung bereit, den in den Großstäd- 
ten München, Hamburg, Berlin und Hannover 
eingerichteten ärztlichen Notdiensten der kas- 
senärztlichen Vereinigungen, bei denen die 
Fahrten zur Heranbringung der Notärzte an 
die Patienten durch Funktaxen erfolgen, leicht 
merkbare Fernsprechnummern mit mehreren 
Anschlußleitungen zuzuweisen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


76. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Abzugs- 
Leicht fähigkeit von Spenden, auch wenn sie über 

5°/o des steuerpflichtigen Einkommens liegen, 
zu gewähren? 
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77. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung einen Kom- 

Ott mentar des Deutschen Aussätzigen-Hilfswerks 

Würzburg, daß die Politiker Gefahr laufen, 
unglaubwürdig zu werden, wenn sie auf der 
einen Seite immer wieder an die private Hilfs- 
bereitschaft appellieren, andererseits jedoch 
an der viel zu niedrigen 5°/o Grenze für Spen- 
den festhalten? 

78. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 

Ott einer wesentlichen Förderung der freiwilligen 

privaten Hilfsbereitschaft, die oft auch der 
Einsparung öffentlicher Förderungsmittel aus 
Steuern dient, eine Erhöhung der Spenden- 
grenze im Einkommensteuergesetz generell, 
oder für besondere Fälle baldmöglichst in die 
Wege zu leiten? 

79. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Steuer- 

Picard abzugsfähigkeit von Spenden für besondere 

soziale Zwecke, wie z. B. Rehabilitation geistig 
und körperlich Behinderter, über die jetzt 
geltende Grenze hinaus zu erhöhen? 

80. Abgeordneter Welche Ergebnisse haben die seit Jahren mit 

Offergeld der Schweiz schwebenden Verhandlungen über 

eine Revision des Doppelbesteuerungsab- 
kommens bislang erbracht, und bis wann ist 
mit einem Abschluß der Verhandlungen zu 
rechnen? 

81. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Vorausset- 

Hussing zungen zu schaffen, daß die für die Wieder- 

herrichtung der Häuser und Wohnungen an- 
fallenden Kosten nach den Hochwasserkata- 
strophen bei der Lohn- und Einkommensteuer 
als „außergewöhnliche Belastung" abgesetzt 
werden können? 

82. Abgeordneter Was war der unmittelbare Anlaß für den 

Dr. Unland Bundesminister der Finanzen, mit Erlaß vom 

16. Februar 1970 den Zoll anzuweisen, Sen- 
dungen mit pornografischem Material für den 
persönlichen Gebrauch des Besitzers oder Emp- 
fängers großzügiger als bisher zu behandeln, 
da offensichtlich bislang keine höchstrichter- 
lichen Urteile vorliegen, die etwa mit Bezug- 
nahme auf Artikel 5 des Grundgesetzes eine 
andere Verwaltungspraxis erzwingen? 

83. Abgeordneter Lag dem Bundesminister der Finanzen bei sei- 

Dr, Unland ner Entscheidung die von dem Arbeits- 

und Sozialminister des Landes Nordrhein- 
Westfalen zusammengestellte Pornografie- 
denkschrift vor, und hat er die sich aus dieser 
Denkschrift ergebenden Konsequenzen bei der 
Vorbereitung seines Erlasses berücksichtigt? 
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84. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die steuerliche Ver- 
Weigl günstigung für Ausbildungsversicherungen 

aufheben und durch die Gewährung von staat- 
lichen Prämien ersetzen, damit diese Ver- 
günstigung auch jenen Arbeiter- und Bauern- 
kindern zugutekommt, deren Eltern auf Grund 
ihres geringen Einkommens weder Lohn- noch 
Einkommensteuer bezahlen? 


85. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Be- 

Lenzer Stimmungen des § 9 bzw. § 9 a des Einkom- 

mensteuergesetzes sowie den § 20 der Lohn- 
steuerdurchführungsverordnung, wonach Bei- 
träge zu Verbänden, die nicht Berufsverbände 
sind,' nicht als Werbungskosten anerkannt 
werden? 


86. Abgeordneter Durch welche Maßnahmen kann die Bundes- 

Lenzer regierung dazu beitragen, zu einer einheit- 

lichen Auslegung der Lohnsteuerrichtlinien 
seitens der Finanzämter bei der Gewährung 
eines Lohnsteuerfreibetrages für ein Arbeits- 
zimmer (für Lehrer, Richter usw.) in der eige- 
nen Wohnung zu kommen? 

Ist die Bundesregierung bereit, den außerge- 
wöhnlichen Belastungen der praktischen Ärzte 
in ländlichen Gebieten durch steuerliche Maß- 
nahmen Rechnung zu tragen, um so eine aus- 
reichende Versorgung der Bevölkerung sicher- 
zustellen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die jetzigen steuerfreien Pauschbeträge, die 
fünf Jahre nicht mehr geändert worden sind, 
die Aufwendungen, die infolge der Behinde- 
rung entstehen, bei weitem nicht ausgeglichen 
sind? 


Ist die Bundesregierung bereit, nachdem diese 
Beträge mehr als fünf Jahre nicht mehr ge- 
ändert wurden, eine Anpassung an die ver- 
änderten Verhältnisse durch Erhöhung vorzu- 
nehmen? 


90. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß dadurch 
Pieroth insbesondere vielen Arbeitnehmern mit wei- 

ten Anfahrtswegen zur Arbeitsstätte und ohne 
Möglichkeiten der Benutzung öffentlicher Ver- 
kehrsmittel, zum Beispiel Bauarbeitern, für die 
solcher Fahrkostenersatz auch de facto keinen 
Lohnbestandteil bildet, und deren Arbeitge- 
bern Nachteile entstehen, und ist die Bundes- 
regierung bereit, die entsprechenden Bestim- 
mungen der Lohnsteuerrichtlinien auf eine 
mögliche Verbesserung hin zu überprüfen? 


89. Abgeordneter 
Maucher 


88. Abgeordneter 

Maucher 


87. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


91. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


92. Abgeordneter 

Peters 

(Poppenbüll) 


93. Abgeordneter 

Niegel 


94. Abgeordneter 

Niegel 


95. Abgeordneter 

Dröscher 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Äuße- 
rungen von Professor Preuschen, wonach von 
einer landwirtschaftlichen Überproduktion in 
der EWG keine Rede sein kann, sondern nur 
von staatlicher Fehldisposition und welche 
Konsequenzen sind daraus zu ziehen? 

Ist es richtig, daß Frankreich zur Zeit neben 
der Abschlachtprämie zur Verringerung des 
Kuhbestandes durch die EWG nationale Prä- 
mien zur Auffüllung des Kuhbestandes zahlt, 
und welche Stellung nimmt die EWG-Kom- 
mission dazu ein? 

Trifft es zu, daß die französische Regierung 
die Gewährung der Abschlachtprämie für Kühe 
durch zusätzliche Auflagen, wie Aufgabe des 
gesamten landwirtschaftlichen Betriebes, ab- 
hängig gemacht hat, so daß in Frankreich die 
Abschlachtprämie nur sehr beschränkt in An- 
spruch genommen wurde? 

Wird die Aussage des offiziellen SPD-Organs 
„Vorwärts" vom 20. Januar 1970, Nr. 5, „Wenn 
die Verhandlungen mit Großbritannien in ihre 
entscheidende Phase treten, dann dürfte auch 
dem letzten Vertreter der Grünen Front klar 
werden, daß eine aktive Preispolitik völlig 
illusorisch ist. Vielmehr wird man sich über- 
all mehr als bisher darüber unterhalten müs- 
sen, wie man vielleicht durch eine Trennung 
von Preis- und Einkommenspolitik weiter- 
kommen kann." vom Bundeskanzler gebilligt, 
und wie wird sie im Zusammenhang mit der 
Regierungserklärung beurteilt? 

Aus welchen Gründen bestärkt das Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten den Stabilisierungsfonds für 
Wein darin, zahlreiche Unternehmen der 
Weinwirtschaft, die lediglich ihren Anspruch 
auf Rückzahlung der von ihnen seit 1968 ein- 
getriebenen neuen Weinhandelsabgabe für 
den Fall der den Gegenstand eines Muster- 
prozesses bildenden Verfassungswidrigkeit 
dieser Abgabe wahren wollen, durch Verbe- 
scheidung aller Einsprüche dieser Unterneh- 
men zu ebenso vielen wie überflüssigen, für 
Kläger, Stabilisierungsfonds und Gerichte 
mühsam und kostspieligen verwaltungsge- 
richtlichen Klagen zu zwingen, statt die Ein- 
sprüche nach dem Vorschlag des klägerischen 
Rechtsanwalts im Musterprozeß bis zum Ende 
dieses Musterprozesses unbeschieden zu las- 
sen und damit unnötige Prozessiererei zu ver- 
meiden? 
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96. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
Schröder geben, wie hoch sich die Zinssätze für kurz- 

(Sellstedt) fristige Kredite in der Landwirtschaft (sog. 

lose Schulden) vor und nach der Diskonter- 
höhung gestellt haben bzw. stellen? 

Wie hoch ist die sich aus der Diskonterhöhung 
ergebende zusätzliche finanzielle Belastung 
der deutschen Landwirtschaft aus der kurz- 
fristigen Kreditaufnahme bei Handel, Genos- 
senschaften usw. für den Zeitraum von 2, 3 
und 6 Monaten vom Zeitpunkt der Diskont- 
erhöhung an gerechnet? 

98. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung auf dem 

Bittelmann Gebiet der Kartoffelforschung zu tun, um der 

deutschen Kartoffelwirtschaft die Anpassung 
an die nach Qualität und Verwendungszweck 
veränderten Marktansprüche zu erleichtern 
und deren Wettbewerbsfähigkeit gegenüber 
anderen EWG-Ländern zu stärken, und welche 
Mittel wird sie für Zwecke der Kartoffel- 
forschung bereitstellen können? 

99. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei der Erteilung 

Bittelmann von Forschungsaufträgen im Bereich der Land- 

wirtschaft den Bundesforschungsanstalten eine 
Präferenz einräumen oder wird sie, insbeson- 
dere wegen der regional unterschiedlichen 
Verhältnisse, einem Verbundsystem zwischen 
Landes- und Bundeseinrichtungen in der For- 
schung den Vorzug geben? 

100. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Dr. Haack die bisherigen Widerstände gegen eine bun- 

deseinheitliche Tierschutzgesetzgebung über- 
wunden werden können? 

101. Abgeordneter Wie hoch hat sich der Effektivzinssatz für 

Dr. Rügen Kredite an die Landwirtschaft mit einer Lauf- 

zeit von 3 bis 5 Jahren vor der Diskonterhö- 
hung gestellt und wie hoch ist der Effektiv- 
zinssatz nach der Diskonterhöhung? 

102. Abgeordneter Wie hoch ist die sich aus der Diskonterhöhung 

Dr. Rügen ergebende zusätzliche finanzielle Belastung 

der deutschen Landwirtschaft aus der Auf- 
nahme von Krediten mit einer Laufzeit von 
3 bis 5 Jahren? 

103. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das wei- 

Seiters tere Vordringen von gewerblichen Großbe- 

ständen der tierischen Veredelungsproduktion 
(Massentierhaltung) in der Bundesrepublik 
Deutschland, wie beispielsweise Emlichheim 
und Wiesmoor, wo Mastfarmen für 150 000 
bzw. 50 000 Schweine errichtet werden sollen? 


97. Abgeordneter 

Schröder 

(Sellstedt) 
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104. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung bei der 

Seiters Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

oder im Ministerrat der Europäischen Gemein- 
schaften gegen das weitere Vordringen ge- 
werblicher Unternehmen der Massentierhal- 
tung in der Bundesrepublik Deutschland und 
in anderen Mitgliedstaaten der EWG zu unter- 
nehmen? 

105. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob ein bri- 

Dr. Ritz tisches Unternehmen zur Errichtung einer 

Hühnerfarm in Belgien mit einer Anfangs- 
kapazität von 1 000 000 Legehennen durch die 
öffentliche Hand in Belgien Beihilfen erhält, 
und ob diese Beihilfen gegebenenfalls mit 
Artikel 92 ff. des EWG-Vertrages vereinbar 
sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

106. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung im Sinne der 

Dröscher Wehrgerechtigkeit für richtig, daß den Reser- 

visten für die Höhe der zu zahlenden Ver- 
dienstausfallentschädigung das Nettoeinkom- 
men eines verhältnismäßig langen Zeitraums, 
nämlich der vorhergehenden 12 Monate, zu- 
grundegelegt wird, nachdem sich dadurch bei 
in jungen Jahren schnell steigendem Einkom- 
men oft eine erhebliche Benachteiligung der 
ihre Reserveübung ableistenden Wehrpflich- 
tigen ergibt? 

107. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß die Bundes- 

Benda regierung Überlegungen anstellt, einem Teil 

der bei den Stationierungsstreitkräften Be- 
schäftigten den sog. Kombattantenstatus zu 
verleihen? 

108. Abgeordneter Im Falle der Bejahung — welche Gründe sind 

Benda für derartige Überlegungen maßgebend? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

109. Abgeordneter Welche Haushaltsmittel hält die Bundesregie- 

Pfeifer rung im Jahre 1971 für den Ausbau der Hoch- 

schulen mindestens für erforderlich? 

110. Abgeordneter Auf welchem Weg glaubt sie diese Mittel be- 

Pfeifer schaffen zu können, nachdem für den Hoch- 

schulausbau trotz steigender Studentenzahlen 
in der mittelfristigen Finanzplanung des Bun- 
des für 1971 nach der Drucksache VI/301 
10 Millionen DM, nach der Drucksache VI/418 
sogar 20 Millionen DM weniger als im Jahre 
1970 vorgesehen sind? 
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111. Abgeordneter Was gedenkt der Bundesminister für Bildung 

Dr. Gölter und Wissenschaft zu tun, um die unter die 

von der Bundesregierung verfügte vorläufige 
Konjunktursperrre fallenden 75 Millionen DM 
für den Ausbau der Hochschulen im Jahre 1970 
sofort freizubekommen? 

112. Abgeordneter Trifft es zu, daß ein Abiturient, der sich für 

Dr. Häfele zwei Jahre zum Dienst bei der Bundeswehr 

verpflichtet hat — Z-2-Soldat — , nach Ablei- 
stung seiner Wehrdienstzeit nicht in den Ge- 
nuß des Honnefer Modells kommt? 

113. Abgeordneter Wenn ja: Wird die Bundesregierung diese 

Dr. Häfele Bestimmung des Honnefer Modells beseitigen, 

um einen Anreiz für die erwünschte Verpflich- 
tung auf zwei Jahre Wehrdienstzeit zu schaf- 
fen? 

114. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Dr. Schmude bisher zur Verwirklichung ihrer in der Regie- 
rungserklärung vom 28. Oktober 1969 verkün- 
deten Absicht ergriffen, die Friedensforschung 
zu koordinieren? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


115. Abgeordneter Beruht die Tatsache, daß die Verhandlungen 
Dr. Abelein mit der sowjetischen Regierung von Staats- 

sekretär Bahr und nicht von Bundesminister 
Scheel geführt werden, auf neuen Kompetenz- 
abgrenzungen zwischen Bundesaußenministe- 
rium und Bundeskanzleramt? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


116. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in 

Halfmeier der Bundesrepublik Deutschland tätigen grie- 

chischen Lehrer von der griechischen Bot- 
schaft angewiesen worden sind, auf Eltern- 
abenden vor den Eltern ihrer griechischen 
Schüler politische Referate mit anschließender 
Diskussion zu halten, wodurch sich diese 
Eltern wegen ihrer in Griechenland lebenden 
Angehörigen einem politischen Druck ausge- 
setzt fühlen? 

117. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung dagegen 

Halfmeier zu unternehmen? 
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118. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


119. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


120. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


121. Abgeordneter 

Biechele 


122. Abgeordneter 

Biechele 


Hält es die Bundesregierung nicht für notwen- 
dig, ihren erklärten Standpunkt, die Oder- 
Neiße-Linie nicht als westpolnische National- 
staatsgrenze anzuerkennen, sehr deutlich den 
überwiegenden Aussagen fast aller Rundfunk- 
und Fernsehkommentatoren, daß die Bundes- 
regierung politisch dazu bereit wäre und nur 
durch innenpolitische, vertragliche und ver- 
fassungsrechtliche Tatbestände gehemmt sei, 
entgegenzustellen? 

Warum schweigt die Bundesregierung in die- 
sem Falle, wenn die politischen Absichten der 
Bundesregierung in dieser Einseitigkeit der 
Kommentierung in den öffentlich-rechtlichen 
Anstalten der Bundesländer, die den politi- 
schen Informationswert von Nachrichten über- 
steigen, besonders wenn ihnen seitens der 
Bundesregierung nicht widersprochen wird, 
falsch wiedergegeben werden? 

Kann die Bundesregierung verbindlich er- 
klären, daß bei den Beratungen oder Ge- 
sprächen insbesondere in Moskau und War- 
schau im Interesse des gemeinsam erwünsch- 
ten Verhandlungserfolges für die deutsche und 
die europäische Politik die bestehenden, vom 
Deutschen Bundestag ratifizierten Verträge 
— besonders der Deutschland- Vertrag mit 
seinem Artikel 7 — vertragstreu beachtet 
werden? 

Kann die Bundesregierung die Information 
von KNA aus Lagos (vgl. Stuttgarter Zeitung 
Nr. 55 vom 7. März 1970, Seite 23) bestätigen, 
wonach auf Grund eines Berichts eines nige- 
rianischen Journalisten in einer nigerianischen 
Tageszeitung über die Versorgungssituation 
in den Ostgebieten Nigerias die Kommission 
des nationalen Wiederaufbaus angekündigt 
hat, bis zum 31. März ihre Arbeit in den Ost- 
gebieten wieder aufzunehmen? 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, ob und in welcher Weise deutsche 
Hilfssendungen nach der Kapitulation von 
Biafra in den Notgebieten Ostnigerias ver- 
wendet wurden? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter 

Dr. Gölter 


2. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau- 

Algesheim) 


3. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau- 

Algesheim) 


4. Abgeordneter 

Gnädinger 


5. Abgeordneter 

Gnädinger 


Ist die Bundesregierung bereit, für den Ausbau 
des Hambacher Schlosses Bundesmittel zur 
Verfügung zu stellen? 

Trifft es zu, daß an der deutschen Nordsee- 
küste Abwässer der Inseln und der Küsten- 
orte ungeklärt in das Watt und in küstennahe 
Gewässer geleitet werden, und daß im Watt 
Müllplätze eingerichtet sind? 

Trifft es zu, daß das Meerwasser, das für das 
ganzjährig geöffnete Seewasserhallenbad des 
Nordseeheilbades Norderney an einer Stelle 
entnommen wird, wo es in seiner hygienischen 
Qualität gefährdet ist, und daß diese Gefähr- 
dung zu vermeiden wäre, wenn die Seewasser- 
entnahme wesentlich weiter nordwestlich in 
die Brandungszone verlegt würde? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Nachbarstädte Konstanz (Bundesrepublik 
Deutschland) und Kreuzlingen (Schweiz) beab- 
sichtigen, auf der Staatsgrenze eine Gemein- 
schaftskunsteisbahn zu errichten, die sowohl 
auf deutschem als auch auf schweizerischem 
Gebiet liegen soll? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die Errichtung dieser Eisbahn ohne Abschluß 
eines Staatsvertrages zu vollziehen, und ist 
sie bereit, erforderlichenfalls dieses Gemein- 
schaftsvorhaben zu unterstützen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


6. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Vergünstigun- 
Weigl gen nach § 82 Abs. 4 EStDV auch auf Wohn- 

gebäude ausdehnen, die bis zum 31. Dezember 
1956 errichtet wurden und die in vielen Fällen 
weder mit einem Bad noch anderen Einrich- 
tungen ausgestattet sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


7. Abgeordneter Gibt es auch 1970 ein ERP-Programm für 
Dr. Häfele Agrargebiete zur Gewährung von Darlehen 

an Gemeinden und von Krediten an Unter- 
nehmen der mittelständischen Wirtschaft und 
der mittleren verarbeitenden Industrie? 
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8. Abgeordneter Welche Mittel werden für die beiden Pro- 

Dr. Häfele gramme bereitgestellt und ab wann stehen 

sie zur Verfügung? 

9. Abgeordneter Wieviel und welche Arbeitstitel von For- 

Dr. Probst schungsprojekten beim Rationalisierungskura- 

torium der deutschen Wirtschaft (RKW) wer- 
den im Haushaltsjahr 1970 durch den Bundes- 
minister für Wirtschaft finanziell unterstützt? 

10. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung, diese For- 
Dr. Probst schungsergebnisse für ihre praktische Arbeit 

umzusetzen, bzw. wie sind RKW-Forschungs- 
ergebnisse der letzten zwei Jahre für die Ar- 
beit der Bundesregierung verwandt worden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

11. Abgeordneter Sind die Pressenachrichten, wonach Bundes- 

Berberich minister Ertl bei der Pressekonferenz in Berlin 

anläßlich der Grünen Woche erklärt haben 
soll, „Zu der von Brüssel angefochtenen Zah- 
lung des zusätzlichen Qualitätsausgleichs für 
Braugerste im Rahmen des Getreidepreisaus- 
gleichs sehe ich in Ruhe einem Verfahren vor 
dem Europäischen Gerichtshof entgegen. Der 
Qualitätszuschlag für Braugerste aus der Ernte 
1969 wird bezahlt." richtig? 

12. Abgeordneter Wenn diese Pressenachricht richtig ist, welche 

Berberich Vorstellungen über den Qualitätszuschlag für 

Braugerste aus der Ernte 1969 bestehen im 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten und bis wann ist mit einer 
entsprechenden Verordnung zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

13. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Richarts rung dafür, daß einem europäischen Beamten 

deutscher Nationalität, der Versorgung nach 
dem Bundesversorgungsgesetz erhält, der aber 
nach Artikel 20 des europäischen Beamten- 
statuts seinen Wohnsitz am Ort seiner dienst- 
lichen Verwendung, also außerhalb des Bun- 
desgebiets in einem Land der Europäischen 
Gemeinschaften zu nehmen verpflichtet ist, 
eine Kapitalabfindung nach §§ 72 ff. des 
Bundesversorgungsgesetzes gewährt werden 
kann? 
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14. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, ein Werk- 

Dr. Slotta arztgesetz bzw. Gesetz zur gesundheitlichen 

und technischen Sicherung am Arbeitsplatz 
einzubringen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


15. Abgeordneter Trifft es zu, daß auf dem Nato-Flugplatz Lahr/ 
Dr. Rinderspacher Schwarzwald seit über einem Jahr ölverseu- 

chungen des Grundwassers und des Erdreichs 
in einem bisher wohl noch nirgendwo erreich- 
ten Umfang allen zuständigen Behörden be- 
kannt sind, daß aber der Ersatz der lecken ein- 
wandigen Tanks durch doppelwandige Tanks 
und die wirksame Entseuchung von Grund- 
wasser und rund 100 000 cbm Erde teils aus 
Gründen der Geheimhaltung teils wegen der 
beträchtlichen Kosten bisher nicht mit Nach- 
druck betrieben wurden? 

16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Zusammen- 
Dr. Rinderspacher arbeit mit den kanadischen Streitkräften sofort 

und ohne Rücksicht auf die Kosten alle er- 
denklichen Maßnahmen zu ergreifen, vor 
allem die Sanierung der befallenen Gebiete 
und den restlosen Ersatz der anfälligen ein- 
wandigen Tanks zu veranlassen, um unab- 
sehbaren gesundheitlichen und wirtschaftli- 
chen Schaden von der betroffenen Bevölke- 
rung abzuwenden? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


17. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 


Ist Vorsorge getroffen, daß der im Entwurf des 
Bundeshaushaltsplans 1970, Einzelplan 12, An- 
lage 1 zu Kapitel 12 10 Nr. 81 mit 24 Millio- 
nen DM vorgesehene (wenn auch noch vor- 
behaltene) „Ausbau zwischen Dettingen und 
der Landesgrenze Hessen" der Bundesstraße 8 
nicht eine Zwangssituation und damit eine 
versteckte Vorentscheidung für die noch in der 
Diskussion stehende Frage herbeiführt, ob die 
künftige Linienführung der Bundesstraße 8 
bei Kleinostheim links oder rechts des Mains 
verlaufen soll? 


18. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 


Wird bei diesem Ausbau der B 8 berücksich- 
tigt, daß die Linienführung der künftigen 
Sauerlandautobahn innerhalb der Gemarkung 
der Gemeinde Kleinostheim noch umstritten ist 
und seitens dieser Gemeinde eine Verlegung 
dieser Linienführung in den Bereich der vorge- 
sehenen Ausbaustrecke der B 8 vorgeschlagen 
wird oder wird mit dieser Projektierung und 
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dem vorgesehenen Ausbau ebenfalls eine nicht 
mehr zu korrigierende Vorentscheidung fin- 
den Verlauf der Sauerlandautobahn herbei- 
geführt? 

19. Abgeordneter Wie ist es möglich, daß der am 5. März 1970 

Hansen um 22.15 Uhr im Bahnhof Mülheim (Ruhr) we- 

gen Maschinenschadens liegengebliebene Vor- 
arlberg-Expreß erhebliche Verspätungen aller 
anderen durch den Bahnhof Mülheim in Rich- 
tung Süden fahrenden Züge verursachte, ob- 
wohl die Nebengleise im Bahnhof frei waren? 

20. Abgeordneter Besteht Aussicht, daß dieser Verkehrsengpaß 

Hansen in absehbarer Zeit behoben wird? 

21. Abgeordneter Wann und in welcher Weise, d. h. als Hoch- 

Wurbs straße oder als Tiefstraße, wird das Projekt 

Schiede in Limburg im zweiten Bauabschnitt 
in Angriff genommen? 

22. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn den 

Offergeld durchgehenden Doppelspurausbau der Bahn- 

linie Basel — Schaffhausen und die durchge- 
hende Elektrifizierung der Bahnlinie Basel — 
Schaffhausen — Singen plant? 

23. Abgeordneter Welche Verkehrsprojekte beabsichtigt die 

Seibert Bundesregierung im Rahmen des ersten Fünf- 

jahresplanes des Bundes im Stadt- und Land- 
kreis Aschaffenburg sowie in den Kreisen 
Ohernburg und Miltenberg zu fördern? 

24. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für ausreichend, 

Dr. Apel daß die Deutsche Schlafwagengesellschaft bei 

Doppelbelegung von verkauften Schlafwagen- 
plätzen dem zu spät kommenden Kunden bei 
ausverkauftem Schlafwagen lediglich den Bett- 
kartenpreis und die an die Verkaufsstelle der 
Schlafwagenkarte bezahlten Spesen zurücker- 
stattet, ansonsten aber keinerlei Haftung für 
ihren Fehler übernimmt? 

25. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Meister B 36 südlich von Karlsruhe in Richtung Forch- 

heim, Mörsch einer dringenden Entlastung 
bedarf? 

26. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei den Pia- 

Meister nungen die Vordringlichkeit dieser Aufgabe 

zu berücksichtigen? 

27. Abgeordneter Ist sichergestellt, daß in diesem Jahr die Um- 

Leicht gehungsstraßen für die Gemeinden Jockgrim, 

Rheinzabern und Rülzheim im Zuge des Aus- 
baues der B 9 angefangen werden? 

28. Abgeordneter Bis wann ist mit der Vollendung zu rechnen? 

Leicht 
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29. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Seibert den Empfang des Ersten und Zweiten Fern- 

sehprogramms sowie des regionalen Studien- 
programms des Bayerischen Rundfunks in den 
Landkreisen Aschaffenburg, Obernburg und 
Miltenberg zu verbessern und bis wann ist 
mit dem Bau entsprechender Füllsender zu 
rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


30. Abgeordneter Bis wann wird die Bundesregierung zur Unter- 
Weigl Streichung der politischen Priorität des Zonen- 

randgebietes in periodischen Abständen einen 
sog. Zonenrandbericht dem Parlament vor- 
legen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


31. Abgeordneter Wieviel Lehr- und übungsstunden im Jahr 
Dichgans entfallen im Durchschnitt auf einen Angehöri- 

gen des Lehrkörpers der deutschen medizini- 
schen Fakultäten (Professoren und Dozenten, 
einschließlich Honorarprofessoren, ferner As- 
sistenten, die selbständig Lehrveranstaltungen 
durchführen)? 


32. Abgeordneter An wieviel Stunden im Jahr werden die Ar- 
Dichgans beitsplätze an naturwissenschaftlichen und 

medizinischen Instituten unserer Universi- 
täten, soweit sie der Ausbildung von Studen- 
ten dienen, tatsächlich benutzt, unter Berück- 
sichtigung auch der Besetzung an Montagvor- 
mittagen und Freitagnachmittagen und der 
Besetzung in den ersten und letzten Wochen 
der Semester? 


33. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Pelter die Umstellung der Ingenieurschulen zu Fach- 

hochschulen die bisherige Mittlere Reife der 
Absolventen nicht mehr ausreicht, und daß 
damit die Wehrpflichtigen, die zum 1. April 
dieses Jahres einberufen werden, einen nicht 
wieder gut zu machenden Nachteil erleiden? 


34. Abgeordneter Wird der Bundesminister für Bildung und 
Peiter Wissenschaft mit dem Bundesminister der Ver- 

teidigung Verbindung aufnehmen, damit er- 
möglicht wird, daß die betreffenden Wehr- 
pflichtigen erst nach Abschluß des Ingenieur- 
studiums einberufen werden? 


Bonn, den 13. März 1970 
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